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30 Abs. 1 BauGB den Festsetzungen dieses Bebauungsplan (Durchführungsplan Nr. 3) 

nicht widerspricht. 

 

Dies setzt zunächst voraus, dass der Durchführungsplan erstens in Kraft getreten ist und 

zweitens auch heute noch wirksam ist. Andernfalls beurteilt sich die planungsrechtliche 

Zulässigkeit nach § 34 BauGB. 

 

Ausweislich der Angaben in der Verfahrensleiste des Durchführungsplans Nr. 3 hat die 

Stadtvertretung am 29.10.1955 den Plan aufgestellt. Der Plan wurde in der Zeit vom 

16.04.1956 bis 14.05.1956 offengelegt. Mit Verfügung vom 13.10.1956 hat der Regie-

rungspräsident bestätigt, dass der Plan mit den Zielen des Leitplanes übereinstimmt. 

Schließlich hat die Stadtvertretung mit Beschluss vom 29.11.1956 den Durchführungsplan 

förmlich festgestellt. 

 

Nach § 11 Aufbaugesetz NRW ist der Durchführungsplan von der Gemeinde vier Wochen 

lang öffentlich auszulegen. Dies ist rechtzeitig ortsüblich bekannt zu machen. Nach end-

gültiger Entscheidung über die Einwendungen ist von der höheren Verwaltungsbehörde 

zu bestätigen, ob der Durchführungsplan mit den Zielen des Leitplans übereinstimmt. 

Sobald die Bestätigung erteilt ist, stellt die Gemeinde den Durchführungsplan förmlich 

fest. Die Feststellung ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 11 Abs. 2 Aufbaugesetz NRW). 

Mit der Bekanntmachung tritt der Durchführungsplan in Kraft (Ernst/Friede, Kommentar 

zum Aufbaugesetz NW, 4. Aufl. (1958), Anm. 1 zu § 11). 

 

Die Verfahrensleiste schließt mit der Bestätigung durch den damaligen Stadtdirektor am 

11.12.1956 ab, wonach die Stadtvertretung am 29.11.1956 den Durchführungsplan 

förmlich festgestellt hat. Insofern wird § 11 Abs. 2 Satz 4 Aufbaugesetz NRW genügt.  

 

Ob diese Feststellung auch ortsüblich bekannt gemacht wurde, lässt sich der Verfahrens-

leiste nicht entnehmen. Aus den uns überlassenen Akten ergibt sich jedoch, dass der da-

mals amtierende Stadtdirektor im Auftrage des Rates der Stadt Siegburg den Feststel-

lungsbeschluss vom 29.11.1956 in der Siegburger Zeitung vom 19.01.1957 bekanntge-

macht hat, nachdem er am 16.01.1957 die Bekanntmachung verfügt hatte. Die nach § 

11 Abs. 2 Satz 5 Aufbaugesetz NRW erforderliche Bekanntmachung ist also erfolgt. Frag-

lich ist allerdings, ob sie auch ordnungsgemäß erfolgt ist. 

 

Nach der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts NRW muss der öffentlichen Be-

kanntmachung des Feststellungsbeschlusses eine Bekanntmachungsanordnung des Bür-

germeisters vorangehen, weil es sich insoweit um den Abschluss des Rechtsetzungsver-

fahrens des örtlichen Gesetzgebers – also des Rates der Gemeinde – handelt. Dessen Lei-

tung oblag in den Zeiten der kommunalen Doppelspitze, die erst Mitte der 1990er Jahre 
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abgeschafft wurde, dem Bürgermeister und nicht dem Stadtdirektor als Hauptverwal-

tungsbeamten (OVG NRW, Beschluss vom 27.09.2016 – 10 A 2670/15 – juris, Rn. 16-18; 

Urteil vom 12.07.1988 – 3 A 867/85 – juris, Rn. 8-10; Urteil vom 13.11.1969 – X A 

184/68 – OVGE 25, S. 164-166). Da hier der Stadtdirektor und nicht der Bürgermeister 

die Bekanntmachung und deren Anordnung unterzeichnet hat, ist der Durchführungsplan 

Nr. 3 (Haufeld) schon nicht wirksam geworden (vgl. OVG NRW, Urteil vom 12.07.1988 – 

3 A 867/85 – juris, Rn. 8).  

 

Das Fehlen einer ordnungsgemäßen Abschlussbekanntmachung ist ein sogenannter 

Ewigkeitsfehler, der zur Unwirksamkeit des Durchführungsplans führt und nicht durch 

Zeitablauf unbeachtlich wird. 

 

 

2. 

 

Es kann deshalb dahinstehen, ob der Durchführungsplan Nr. 3 noch aus anderen Grün-

den unwirksam ist 

 

Ansatzpunkt könnte hier z.B. sein, dass der Erläuterungsbericht zum Durchführungsplan 3 

ausweislich der überlassenen Unterlagen erst aufgestellt, offengelegt, genehmigt und 

förmlich festgestellt wurde, nachdem der Durchführungsplan Nr. 3 selbst bereits das 

förmliche Verfahren durchlaufen hatte.  

 

Nach § 10 Abs. 3 Aufbaugesetz NRW besteht der Durchführungsplan aus zeichnerischen 

Darstellungen im Maßstab 1:2000 bis 1:500 und Erläuterungen hierzu. In den Erläuterun-

gen ist insbesondere darzulegen, welche Maßnahmen zur Durchführung des Planes, na-

mentlich zur Ordnung des Grund und Bodens, zu treffen sind und in welcher zeitlichen 

Reihenfolge die Maßnahmen der Gemeinde durchgeführt werden sollen. Nach Artikel 9 

Abs. 4 der ersten Durchführungsverordnung zum Aufbaugesetz ist den Erläuterungen 

auch eine Schätzung der Kosten beizufügen, die der Gemeinde oder anderen öffentlich-

rechtlichen Körperschaften aus der Durchführung des Durchführungsplans entstehen.  

 

Der Erläuterungsbericht ist ausweislich der Unterlagen am 23.08.1956 aufgestellt worden, 

also nach der Offenlage des Durchführungsplans, jedoch noch vor der Bestätigung der 

Übereinstimmung mit dem Leitplan durch den Regierungspräsidenten. Die Stadtvertre-

tung hat allerdings erst am 26.09.1958 den Aufstellungsbeschluss für die Erläuterungen 

beschlossen, also noch vor der Bestätigung des Plans durch den Regierungspräsidenten.  

 

Das Aufbaugesetz enthält allerdings keine Regelungen darüber, welche Folgen bestimmte 

Fehler bei der Aufstellung des Durchführungsplans haben. 
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Allgemein angenommen wird jedoch, dass die vor Inkrafttreten des Bundesbaugesetzes 

bestehenden Bauleitpläne nur als Bebauungspläne übergeleitet werden konnten, wenn 

sie denn wirksam waren. Sollte also damals der Erläuterungsbericht tatsächlich nicht dem 

Durchführungsplan selbst bereits beigefügt worden sein, dann dürfte der Durchführungs-

plan auch aus diesem Grund unwirksam sein. Denkbar wäre allerdings, dass durch die 

nachträgliche Durchführung des Verfahrens für den Erläuterungsbericht selbst dieser 

Mangel nachträglich geheilt wurde. Das kann aber letztlich – wie gesagt – dahinstehen. 

 

 

3. 

 

Da der Durchführungsplan Nr. 3 nicht wirksam in Kraft getreten ist, ist es unerheblich, 

dass der geplante  Neubau einer 4-fach-Sporthalle auf dem Grundstück unter Geltung des 

Durchführungsplanes schon seiner Art nach nicht zulässig wäre.  

 

Dabei spielen die Festsetzungen der Baunutzungsverordnung keine Rolle. Die Baunut-

zungsverordnung ist in ihrer jeweiligen Fassung nur auf solche Bebauungspläne anzu-

wenden, die nach Inkrafttreten der Baunutzungsverordnung oder in einem unmittelbar 

vor Inkrafttreten der Baunutzungsverordnung definierten Zeitraum in Kraft getreten sind. 

Dies ist hier nicht der Fall.  

 

Folglich beurteilt sich die planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens „seiner Art nach“ 

allein nach der entsprechenden Festsetzung des Durchführungsplans. Dort ist für das 

Baugrundstück ein Mischgebiet festgesetzt.  

 

Welche baulichen Maßnahmen in einem Mischgebiet zulässig sind, gibt der Durchfüh-

rungsplan Nr. 3 selbst nicht vor. Hier hilft möglicherweise ein Rückgriff auf die damals für 

die Stadt Siegburg geltenden Bau(polizei)verordnungen weiter. Diese liegen mir allerdings 

nicht vor. Jedenfalls für den Bereich der Stadt Bonn wurden Mischgebiete damals in etwa 

so beschrieben, wie dies auch im Erläuterungsbericht zum Durchführungsplan Nr. 3 er-

folgt ist. Danach waren dort Wohnungen aber auch Gewerbe- und Geschäftsbetriebe 

zulässig, soweit sie nicht mit besonderen Belästigungen verbunden waren. Das schließt 

dann allerdings eine (öffentliche) Sporthalle, weil diese weder Wohnung noch Gewerbe 

ist, aus.  

 

Hinzu kommt ein Weiteres. Nach § 6 Abs. 1 lit. a) Aufbaugesetz NRW war im Leitplan, 

der nach heutigen Maßstäben einem Flächennutzungsplan entspricht, auch die im Ge-

meindegebiet vorgesehene Verteilung der öffentlichen Gebäude darzustellen. Nach § 10 

Abs. 2 Aufbaugesetz NRW stellt der Durchführungsplan unter Kennzeichnung der Flächen 
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öffentlicher und privater Nutzung die Aufteilung des Plangebietes in Grünflächen, Ver-

kehrsflächen und Bauflächen, die Verkehrseinrichtungen, die Hauptversorgungs- und 

Entwässerungsleitungen, die Nutzungsart und den Nutzungsgrad der Bauflächen sowie 

die Bebauung der einzelnen Baugrundstücke nach Fläche und Höhe und die Aufgliede-

rung der Baumassen dar. Eine solche Aufteilung sieht auch der Durchführungsplan Nr. 3 

vor. Er weist bestimmte Baugebiete aus, hier z.B. ein Mischgebiet.  

 

Gleichzeitig werden öffentliche Bauflächen gesondert durch eine rote Umrandung festge-

setzt. Das ist die im Durchführungsplan als solche bezeichnete „Fläche für geplante 

Schulgebäude“, die mit dieser roten Umrandung versehen ist. Das für den Bau der 4-fach- 

Sporthalle vorgesehene Grundstück wird davon nicht umfasst. Es wurde damals offen-

sichtlich als Betonfabrik, wie die Bestandsbeschreibungen zeigen, genutzt.  

 

Da die Zielstellung des Aufbaugesetzes gerade darin liegt, die Gemeinde „geordnet“ in 

den Nachkriegsjahren wieder aufzubauen, kam den Durchführungsplänen eine Steue-

rungswirkung auch hinsichtlich der Durchführung öffentlicher Bauvorhaben zu. Demnach 

wäre ein solches öffentliches Bauvorhaben also in dem als Mischgebiet festgesetzten Gel-

tungsbereich des Durchführungsplans Nr. 3 nicht zulässig. Eine Befreiung gem. § 31 Abs. 

2 BauGB würde schon daran scheitern, dass dadurch die Grundzüge der Planung berührt 

werden. 

 

 

4. 

 

Da der Durchführungsplan Nr. 3 als übergeleiteter Bebauungsplan jedoch mangels ord-

nungsgemäßer öffentlicher Bekanntgabe des Feststellungsbeschlusses erst gar nicht wirk-

sam in Kraft getreten ist, kommt es auf dessen Festsetzungen nicht an. Die planungs-

rechtliche Zulässigkeit  beurteilt sich ausschließlich nach § 34 BauGB.  

 

Dem steht in diesem Fall auch nicht die fehlende Verwerfungskompetenz der Baugeneh-

migungsbehörde entgegen, wonach die Baugenehmigungsbehörde die in Kraft getrete-

nen Bebauungspläne auch dann anzuwenden hat, wenn diese an Rechtsmängeln leiden, 

die zu ihrer Unwirksamkeit führen. Diese Bindungswirkung setzt zumindest voraus, dass 

die Norm ordnungsgemäß bekanntgemacht wurde und zumindest den Rechtsschein einer 

bestehenden Norm setzt. Hieran fehlt es jedoch, da die öffentliche Bekanntgabe des Fest-

stellungsbeschlusses nicht ordnungsgemäß erfolgte und damit der Durchführungsplan gar 

nicht wirksam geworden ist. 

  



 

 

 

 

 

 

 

       Seite 6 von 7 

 

 

Nach § 34 BauGB wäre das Bauvorhaben zulässig, wenn es sich in die nähere Umgebung 

nach den in § 34 Abs. 1 BauGB genannten vier Faktoren (Art, Maß, Bauweise und über-

baubare Grundstücksfläche) in die nähere Umgebung einfügt. 

 

Dabei bestimmt sich die nähere Umgebung jeweils nach dem Faktor. Hinsichtlich der 

Baugebietsart ist die nähere Umgebung eher größer zu umgrenzen, während diese bei 

den anderen drei Faktoren eher kleiner ist.  

 

Hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung dürfte es sich bei der 4-fach Sporthalle um 

eine Anlage für sportliche Zwecke bzw. wenn es sich um eine Schulsporthalle handelt, um 

einen Teil einer Anlage für kulturelle Zwecke handeln.  

 

Diese sind, wenn man von einem faktischen Baugebiet ausgeht und auf § 34 Abs. 2 

BauGB abstellt, in dem hier in Betracht kommenden allgemeinen Wohngebiet, Mischge-

biet oder Kerngebiet allgemein zulässig.  

 

Wenn man kein faktisches Baugebiet annimmt, sondern eine Gemengelage, so findet das 

Bauvorhaben jedenfalls im Gymnasium Alleestraße und dem ehemaligen Schulgebäude 

Haufeld/Von-Stephan-Straße ein Vorbild.  

 

Hinsichtlich der Bauweise ist die nähere Umgebung an der Wilhelmstraße zwar vorwie-

gend durch eine geschlossene Bauweise geprägt. Es findet sich aber auch offene Bauwei-

se, so dass beide Bauweisen sich in die nähere Umgebung einfügen.  

 

Hinsichtlich der überbaubaren Grundstücksfläche, also letztlich die Tiefe der vorhandenen 

und zulässigen Bebauung ragt die Bebauung diesseits der Wilhelmstraße 101-139 wohl 

nur bis ca. 30 Meter in die Grundstücke hinein. Hier dürfte aber wohl auch noch das Ge-

bäude Wilhelmstraße 79 (Action-Markt) zur näheren Umgebung gehören. Dieses Grund-

stück ist bis in einer Tiefe von ca. 40 Metern bebaut, so dass sich die hier vorgesehene 

Bautiefe von 36 Metern noch in die nähere Umgebung einfügt.  

 

Problematisch ist allerdings das Maß der baulichen Nutzung. Mit einer Grundfläche von 

ca. 1.000 m
2 

einerseits und je nach Betrachtungsweise drei bis vier Vollgeschossen ein-

schließlich der dazugehörigen Höhe dürfte der Baukörper jedenfalls an der Wilhelmstraße 

kein Vorbild finden. Vorbild könnten hier lediglich wiederum die beiden Schulgebäude 

sein. Was zu der Frage führt, ob beide in Bezug auf den Maßfaktor zur näheren Umge-

bung zählen und damit den Rahmen der zulässigen Bebauung mit bestimmen.  

 

Straßen können eine trennende Wirkung haben, müssen dies aber nicht. Andererseits 

kann das Grundstück auch noch „im Einwirkungsbereich“ der (ehemaligen) Schule Hau-
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feld/Von-Stephan-Straße liegen. Zumindest ein Teil dieses Gebäudekomplexes ist zumin-

dest dreigeschossig.  

 

Letztlich ist bei Bauvorhaben in der offenen Bauweise zu beachten, dass auch das Ver-

hältnis zwischen bebauter und unbebauter Flächen in Bezug auf die absoluten Größen 

und weniger in Bezug auf Verhältniszahl (GRZ) mit der näheren Umgebung in Einklang 

steht. Das dürfte jedenfalls zu bejahen sein, wenn zum Baugrundstück auch noch die 

Parzelle 2296/202 gehört.  

 

Schließlich ist noch dem Gebot der Rücksichtnahme zu genügen, wobei es im Wesentli-

chen um den Lärm, der bei der Sportausübung oder bei der An- und Abfahrt der Nut-

zer/Besucher entsteht, und auf die benachbarten Wohngebäuden einwirkt, geht.  

 

Zusammenfassend kann man jedenfalls dann, wenn man die beiden Schulgebäude zur 

näheren Umgebung zählt, davon ausgehen, dass sich das Vorhaben noch in die nähere 

Umgebung einfügt.  

 

Gleichwohl ist nicht zu verkennen, dass sich die Tiefe und Höhe der Bebauung durchaus 

beachtlich auf die angrenzenden Nachbargrundstücke Wilhelmstraße 89 und 91 bzw. 

Wilhelmstraße 101 auswirken wird, so dass hier durchaus Konfliktpotential besteht.  

 

 

5. 

 

Fazit:  

 

- Da der Durchführungsplan Nr. 3 nicht wirksam geworden ist, beurteilt sich die pla-

nungsrechtliche Zulässigkeit des Baus der 4-fach-Sporthalle nach § 34 BauGB.  

- Nach § 34 BauGB könnte sich das Bauvorhaben einfügen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
(Michael Nimphius) 
Rechtsanwalt 
 


